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Leitsatz:
Wechselt ein Unternehmen innerhalb eines Arbeitgeberverbands wäh­
rend laufender Tarifverhandlungen wirksam von einer Mitgliedschaft mit 
Tarif bindung in eine OT-Mitgliedschaft, kann die Gewerkschaft 
grundsätzlich nicht mehr zur Durchsetzung ausschließlich verbands­
bezogener Tarifforderungen zu einem Warnstreik in diesem Unter­
nehmen aufrufen, wenn sie über den Statuswechsel rechtzeitig vor 
Beginn der beabsichtigten Arbeitskampfmaßnahme unterrichtet wurde.
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BUNDESARBEITSGERICHT

1 AZR 775/10
8 Sa 446/10
Landesarbeitsgericht
Berlin-Brandenburg

Verkündet am 
19. Juni 2012

Im Namen des Volkes!

Klapp, Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

URTEIL

ln Sachen

Klägerin, Berufungsklägerin und Revisionsklägerin,

pp.

Beklagte, Berufungsbeklagte und Revisionsbeklagte

hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der mündlichen Ver­

handlung vom 19. Juni 2012 durch die Präsidentin des Bundesarbeitsgerichts
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Schmidt, die Richter am Bundesarbeitsgericht Dr. Linck und Prof. Dr. Koch 

sowie die ehrenamtlichen Richter Hayen und Dr. Benrath für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des Landes­
arbeitsgerichts Berlin-Brandenburg vom 26. November 
2010 - 8 Sa 446/10 - aufgehoben und die Sache zur neu­
en Verhandlung und Entscheidung an das Berufungsge­
richt zurückverwiesen.

Von Rechts wegen!

Tatbestand

Die Parteien streiten über Schadensersatzansprüche aus Anlass eines 1 

Warnstreiks.

Die Klägerin betreibt ein Unternehmen, das Verpackungen und Pa- 2 

ckungsbeilagen für Pharma-Produkte herstellt. Sie beschäftigt rund 160 Arbeit­

nehmer, von denen etwa 120 in der Produktion tätig sind. Bis zum 29. März 

2009 war sie Mitglied mit Tarifbindung im Arbeitgeberverband Druck und Me­

dien Hessen e. V. (VDMH). In dessen Satzung ist Folgendes bestimmt:

§ 2 Zweck und Tätigkeit
(1) Der Verein bezweckt als Berufsverband die Wahr­

nehmung der gemeinsamen fachlichen Belange der 
Druckindustrie und Medienbranche im Land Hessen. 
Dies umfasst alle wirtschaftspolitischen, bildungspoli­
tischen, gesellschaftspolitischen, sozialpolitischen 
und für die Druckindustrie tariflichen Angelegenhei­
ten, insbesondere gegenüber den Gewerkschaften, 
den fachlichen und überfachlichen Unternehmeror­
ganisationen, den Behörden, der Regierung und den 
politischen Parteien sowie der Öffentlichkeit. Dazu 
gehören, neben der Förderung von Technik und 
Forschung sowie von Aus- und Weiterbildung, die 
arbeits- und sozialrechtliche Vertretung der Mitglie­
der, die auch aus Art. 9 Abs. 3 GG resultiert. Zum 
Ausgleich wirtschaftlicher Schäden bei Arbeitskämp-
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fen nach Maßgabe von Richtlinien, die von der 
Mitgliederversammlung beschlossen werden, ist eine 
Gefahrengemeinschaft der Mitglieder gebildet. ...

§ 3 Erwerb der Mitgliedschaft
(1) Bei der Mitgliedschaft ist zu unterscheiden zwischen 

der ordentlichen Mitgliedschaft als
- Mitglied mit Tarifbindung oder
- als Mitglied ohne Tarifbindung nach Maßgabe 

von Ziff. (2) u. (3)
sowie der Probemitgliedschaft und der Gastmitglied­
schaft.

(2) Ordentliche Mitglieder des VDMH mit Tarifbindung 
sowie ordentliche Mitglieder ohne Tarif bindung 
können nur natürliche oder juristische Personen oder 
Personenvereinigungen werden, die Inhaber eines 
Betriebes der Druckindustrie und Medienbranche mit 
Sitz und Zweigbetrieb in Hessen sind. Der Ver­
bandsbeitritt als ordentliches Mitglied erfolgt grund­
sätzlich als Mitgliedschaft mit Tarifbindung. Ist die 
Tarifbindung auch unter Berücksichtigung des 
gemeinsamen Verbandsinteresses an gleichen 
Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen in der Branche 
für das Mitglied unzumutbar, kann auch ein Beitritt 
als ordentliches Mitglied ohne Tarifbindung erfolgen. 
Hierüber entscheidet der geschäftsführende Vor­
stand im Einzelfall.

(3) Der Wechsel in eine Mitgliedschaft ohne Tarif bin­
dung ist jederzeit mit sofortiger Wirkung auf schriftli­
chen Antrag durch Beschluss des geschäftsführen­
den Vorstandes möglich, wenn die Tarifbindung auch 
unter Berücksichtigung des gemeinsamen Verbands­
interesses an gleichen Arbeits- und Wirtschaftsbe­
dingungen in der Branche für das Mitglied unzumut­
bar ist.

§ 5 Rechte und Pflichten der Mitglieder
(1) Alle ordentlichen Mitglieder haben gleiche Rechte 

und Pflichten, soweit sich aus der Satzung nichts 
anderes ergibt.
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(2) Alle ordentlichen Mitglieder haben
(a) das Recht, Dienstleistungen im Rahmen der Zweck­

bestimmung des VDMH in Anspruch zu nehmen;

(b) das Recht, die Veranstaltungen des VDMH zu 
besuchen;

(c) das Recht, die Einrichtungen des VDMH zu nutzen;
(d) das Recht, in der Mitgliederversammlung Anträge zu 

stellen und das Stimmrecht auszuüben. Jedes 
Mitglied hat eine Stimme.

(5) Die Richtlinien für die Unterstützung der Mitglieder im 
Falle von Arbeitskämpfen sind für alle ordentlichen 
Mitglieder verbindlich.

(6) Für Mitglieder mit Tarifbindung gilt:
Mitglieder mit Tarifbindung sind in Tarif- und Arbeits­
kampfangelegenheiten verpflichtet, die Beschlüsse 
und Vereinbarungen des Verbandes sowie des 
Bundesverbandes Druck und Medien e. V. zu beach­
ten und durchzuführen. Insbesondere sind die 
Mitglieder mit Tarifbindung verpflichtet, Weisungen 
des Vorstandes des Verbandes sowie Beschlüsse 
des Hauptverbandes und des sozialpolitischen 
Ausschusses des Bundesverbandes Druck und 
Medien e. V. zu befolgen, die zur Wahrung der 
gemeinsamen Interessen bei Arbeitskämpfen erlas­
sen werden.

(7) Für Mitglieder ohne Tarifbindung gilt:
Mitglieder ohne Tarifbindung verpflichten sich, bei 
Verhandlungen zu Haus- bzw. Firmentarifverträgen 
den Verband zu informieren und hinzuzuziehen.
Der Verband kann Mitglieder ohne Tarifbindung in 
Tarifangelegenheiten, insbesondere beim Abschluss 
von Firmentarifverträgen beraten, unterstützen und 
vertreten. Hierüber entscheidet der Vorstand durch 
Beschluss unter Berücksichtigung der tarifpolitischen 
Interessenlage des Verbandes.
Ein satzungsgemäßer Auftrag zum Abschluss von 
Verbandstarifverträgen für Mitglieder auch ohne 
Tarifbindung besteht nicht. Die Verbandsmitglied­
schaft bewirkt keine Tarifgebundenheit im Sinne von 
§ 3 Abs. 3 Tarifvertragsgesetz.
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Das Recht, in der Mitgliederversammlung Anträge zu 
stellen und das Stimmrecht auszuüben, ist für Mit­
glieder ohne Tarifbindung ausgeschlossen, soweit es 
im Zusammenhang mit Tarif- und Arbeitskampfange­
legenheiten ausgeübt werden soll.
Mitglieder ohne Tarifbindung können keine Funktion 
im Verband übernehmen, die im Zusammenhang mit 
Angelegenheiten der Tarifpolitik oder des Arbeits­
kampfes stehen.

§ 8 Organe
Organe des VDMH sind

(a) die Mitgliederversammlung;

(b) der Gesamtvorstand;
(c) der Geschäftsführende Vorstand;
(d) der Geschäftsführer.

§ 11 Beschlüsse der Mitgliederversammlung

(2) Die Beschlüsse der Mitgliederversammlung werden 
mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen 
Stimmen gefasst, soweit nicht durch Satzung oder 
zwingendes Gesetz etwas anderes bestimmt ist. 
Stimmenthaltungen bleiben unberücksichtigt. In Tarif- 
und Arbeitskampfangelegenheiten steht das Stimm­
recht nur den Mitgliedern mit Tarifbindung zu. Mit­
glieder ohne Tarifbindung können insoweit nur 
beratend mitwirken.

(3) Die Mitgliederversammlung darf nur über solche 
Anträge beschließen, die auf die Tagesordnung 
gesetzt sind oder mit einem Gegenstand der Tages­
ordnung in Zusammenhang stehen. Von Mitgliedern 
gestellte Anträge werden auf die Tagesordnung 
gesetzt, wenn sie schriftlich an den Geschäftsfüh­
renden Vorstand gerichtet sind und mindestens drei 
Wochen vor der Mitgliederversammlung bei der 
Geschäftsstelle eingegangen sind. In Tarif- und 
Arbeitskampfangelegenheiten sind nur Mitglieder mit 
Tarifbindung antragsberechtigt.
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§ 14 Zusammensetzung des Gesamtvorstandes 
(1) Dem Gesamtvorstand gehören an:

(d) bis zu fünf Beiräte für besondere Sachgebiete; 
Beiräte für Sozial- und Tarifpolitik müssen einem 
Unternehmen angehören, das Mitglied mit Tarifbin­
dung ist.

§ 15 Aufgaben des Gesamtvorstandes
(1) Der Gesamtvorstand unterstützt den Geschäfts­

führenden Vorstand bei der Führung des VDMH.

(3) Der Gesamtvorstand benennt die erforderlichen 
Delegierten des VDMH im Hauptvorstand des Bun­
desverbandes Druck und Medien e. V. Diese müssen 
aus dem Kreis der Mitgliedsunternehmen kommen, 
die Mitglieder mit Tarifbindung sind.

§ 16 Zusammensetzung des Geschäftsführenden Vor­
standes
(1) Dem Geschäftsführenden Vorstand gehören an:

(a) Der Vorsitzende (Landesvorsitzende);
(b) sein Stellvertreter;
(c) der Schatzmeister;
(d) der Geschäftsführer kraft Amtes (ohne Stimmrecht).
(2) Mindestens die Hälfte der unter Ziffer (1) (a) bis (c) 

Genannten, darunter der Vorsitzende, müssen einem 
Unternehmen angehören, das Mitglied mit Tarifbin­
dung ist.

§ 17 Aufgaben des Geschäftsführenden Vorstandes
(1) Der Geschäftsführende Vorstand leitet den VDMH. 

Er ist zuständig für alle Aufgaben, die ihm durch 
Satzung, zwingendes Gesetz oder durch Beschluss 
der Mitgliederversammlung zugewiesen sind.
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(2) Der Geschäftsführende Vorstand ist Vorstand im 
Sinne des § 26 BGB. ...

§ 20 Arbeitsausschüsse
(1) Zur Behandlung bestimmter Aufgaben können 

Arbeitsausschüsse gebildet werden. Wird ein Aus­
schuss für Angelegenheiten der Tarifpolitik oder des 
Arbeitskampfes gebildet, können diesem als Mitglie­
der nur Personen aus Unternehmen mit Tarifbindung 
angehören.

u

Die Klägerin wechselte mit Wirkung vom 30. März 2009 innerhalb des 

VDMH in eine Mitgliedschaft ohne Tarifbindung (OT-Mitgliedschaft), nachdem 

der Geschäftsführende Vorstand ihrem Antrag im Umlaufverfahren zugestimmt 

hatte. Zum 1. Mai 2009 wurde sie zudem Mitglied im Arbeitgeberverband 

Papier, Pappe und Kunststoff verarbeitende Unternehmen Mitte e.V. (VPU). 

Dies wurde ihr mit Schreiben des VPU vom 20. Mai 2009 bestätigt. Die Beklag­

te ist Tarif partner beider Verbände.

Mit Schreiben vom 19. Mai 2009 unterrichtete der VPU die Beklagte da­

rüber, dass auf Antrag der Klägerin deren Mitgliedschaft im VDMH in eine 

solche ohne Tarifbindung umgewandelt worden und sie seit dem 1. Mai 2009 

zudem tarifgebundenes Mitglied des VPU sei. Am 22. Mai 2009 fand ein Treffen 

zwischen dem Geschäftsführer der Klägerin und dem Geschäftsführer des VPU 

sowie Vertretern der Beklagten statt. In dessen Verlauf wurde die Beklagte vom 

Geschäftsführer der Klägerin über den Wechsel in die OT-Mitgliedschaft infor­

miert. Der VDMH unterrichtete die Beklagte erst mit Schreiben vom 28. Oktober 

2009 über den zum 30. März 2009 vollzogenen Statuswechsel.

Die Beklagte kündigte am 19. Februar 2009 zum 31. März 2009 den mit 

dem VDMH geschlossenen Entgelttarifvertrag. Im Anschluss daran kam es am 

2. April 2009 zu ersten gemeinsamen Verhandlungen der Tarifvertragsparteien. 

Nachdem diese bis zum 30. April 2009 nicht zu einem Tarifabschluss geführt
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hatten, rief die Beklagte Ende Mai 2009 ihre Mitglieder in verschiedenen Betrie­

ben zu Arbeitskampfmaßnahmen auf.

Mit Schreiben vom 27. Mai 2009 teilte die Beklagte der Klägerin mit, sie 6 

habe davon Kenntnis erlangt, dass die Klägerin seit dem 1. April 2009 OT- 

Mitglied im VDMH sowie seit dem 1. Mai 2009 ordentliches Mitglied im VPU sei.

Eine Bestätigung durch den für sie zuständigen Tarifvertragspartner liege 

jedoch noch nicht vor. Die Klägerin sei daher an das Tarifergebnis der Druck­

industrie gebunden.

Am 29. Mai 2009 wurden die Mitarbeiter der Klägerin in der Zeit von 7 

6:00 Uhr bis 22:00 Uhr zu einem Warnstreik aufgerufen. In dem Streikaufruf 

heißt es unter der Überschrift „Lohn- und Gehaltsrunde 2009 Druckindustrie 

und Zeitungsverlage“:

„Aufruf zum Warnstreik
Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen!

Zur Durchsetzung einer Lohn- und Gehaltserhöhung von 5 
Prozent für die Beschäftigten in der Druckindustrie ruft der 
ver.di-Bundesvorstand, Fachbereich Medien, Kunst und 
Industrie die Arbeiterinnen und Arbeiter sowie die Ange­

stellten der Druckindustrie zum Warnstreik auf.

ver.di-Bundesvorstand 
Fachbereich Medien, Kunst und Industrie

Arbeitskampfabteilung

Diesem Streikaufruf sind alle in der Produktion an diesem Tag tätigen 8 

Arbeitnehmer der Klägerin gefolgt. Am 2. Juni 2009 einigten sich die Tarifver­

tragsparteien auf einen Tarifabschluss.

Mit ihrer Klage verlangt die Klägerin Schadensersatz wegen des streik- 9 

bedingten Produktionsausfalls und der damit verbundenen Kosten für die 

Fremdvergabe von Aufträgen. Sie hat geltend gemacht, der Warnstreik sei 

rechtswidrig gewesen. Wie der Beklagten bekannt gewesen sei, habe sie dem 

VDMH nur noch als nicht tarifgebundenes Mitglied angehört. Vielmehr sei sie in
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den VPU eingetreten und habe dort eine Mitgliedschaft mit Tarifbindung be­

gründet, weil dieser Verband sachnäher sei und ihre Wettbewerber dort gleich­

falls organisiert seien. Der durch den rechtswidrigen Streik bedingte Eingriff in 

den eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb sei schuldhaft erfolgt, weil 

der Beklagten die maßgeblichen Umstände, die zu dessen Rechtswidrigkeit 

führten, bekannt gewesen seien. Infolge des Streiks sei ihr ein Schaden in 

Höhe von 34.510,88 Euro entstanden.

Die Klägerin hat beantragt, 10

die Beklagte zu verurteilen, an sie 34.510,88 Euro nebst 
Zinsen hieraus in Höhe von fünf Prozentpunkten über dem 
Basiszinssatz seit Rechtshängigkeit zu zahlen.

Die Beklagte hat zur Begründung ihres Klageabweisungsantrags aus- 11 

geführt, die Information über den Wechsel in eine OT-Mitgliedschaft sei unzu­

reichend gewesen. Belastbare schriftliche Nachweise seien ihr nicht vorgelegt 

worden. Überdies verletze das von der Klägerin betriebene „Verbandshopping“ 

den Grundsatz der Kampfparität. Unabhängig davon sei der Streik als sog. 

Partizipationsstreik zulässig. Aufgrund der von der Klägerin verwendeten 

arbeitsvertraglichen Bezugnahmeklauseln seien auch nach dem Wechsel in die 

OT-Mitgliedschaft und dem Beitritt zum VPU für einen erheblichen Teil der 

Belegschaft die Tarifverträge für die Druckindustrie anwendbar geblieben. Der 

Warnstreik sei jedenfalls als Unterstützungsstreik zulässig gewesen.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht 12 

hat die Berufung der Klägerin zurückgewiesen. Mit der Revision verfolgt sie ihr 

Zahlungsbegehren weiter.

Entscheidungsgründe

Die Revision der Klägerin ist begründet. Die Beklagte ist zum Ersatz 13 

des Schadens verpflichtet, der durch den Warnstreik vom 29. Mai 2009 ent­

standen ist. Diese Arbeitskampfmaßnahme war rechtswidrig. Die Klägerin war 

bei Streikbeginn nicht mehr Mitglied mit Tarifbindung im VDMH. Hierüber war
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die Beklagte zuvor von der Klägerin hinreichend unterrichtet worden. Bei der als 

Warnstreik angekündigten und durchgeführten Arbeitskampfmaßnahme handelt 

es sich weder um einen Partizipationsstreik gegen einen Außenseiter- 

Arbeitgeber noch um einen Unterstützungsstreik.

I. Die Klägerin ist mit Wirkung vom 30. März 2009 innerhalb des VDMH 14

rechtswirksam von einer Mitgliedschaft mit Tarifbindung in eine OT- 

Mitgliedschaft gewechselt.

1. Die Begründung einer Mitgliedschaft ohne Tarifbindung innerhalb eines 15

Arbeitgeberverbandes ist grundsätzlich möglich.

a) Die Tarifgebundenheit ist auf Arbeitgeberseite die Eigenschaft eines 16

Unternehmens und nicht etwa eine Frage der Tarifzuständigkeit des Verbands 

selbst. Nicht jedes vereinsrechtliche Mitglied einer tarifvertragschließenden 

Koalition ist notwendig tarifgebunden iSd. § 3 Abs. 1 TVG (BAG 22. April 2009

- 4 AZR 111/08 - Rn. 27 mwN, BAGE 130, 264). Die Satzung des Verbandes 

kann selbst definieren, auf welche Weise eine Mitgliedschaft iSd. § 3 Abs. 1 

TVG begründet und beendet werden kann. Wegen der an die Tarifgebunden­

heit anknüpfenden Rechtswirkungen gegenüber Dritten ist es jedoch erforder­

lich, dass die Verbandsmitgliedschaft mit Tarifbindung iSv. § 3 Abs. 1 TVG von 

einer solchen ohne Tarifbindung eindeutig abgrenzbar ist. Die Funktionsfähig­

keit der Tarifautonomie erfordert im Hinblick auf den Abschluss von Tarifverträ­

gen und deren normative Wirkung für hiervon betroffene Dritte grundsätzlich 

den Gleichlauf von Verantwortung und Betroffenheit bzgl. der tariflichen Verein­

barungen. Dies legitimiert die Unterwerfung der Mitglieder der Tarifvertragspar­

teien unter die Normen des Tarifvertrags und ist Grundlage der Angemessen­

heitsvermutung der in Tarifverträgen ausgehandelten Mindestarbeitsbedingun­

gen (BAG 22. April 2009 - 4 AZR 111/08 - Rn. 28, aaO; 4. Juni 2008 - 4 AZR 

419/07-Rn. 65, BAGE 127, 27).

b) Notwendige Voraussetzung einer wirksamen OT-Mitgliedschaft ist, dass 17 

die Verbandssatzung für die Mitglieder ohne Tarifbindung nicht lediglich die 

Rechtsfolge des § 3 Abs. 1 TVG abbedingt. Sie muss darüber hinaus für Tarif-

-11  -
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-11  - 1 AZR 775/10

angelegenheiten eine klare und eindeutige Trennung der Befugnisse von 

Mitgliedern mit und ohne Tarifbindung vorsehen. Eine unmittelbare Einfluss­

nahme von OT-Mitgliedern auf tarifpolitische Entscheidungen ist unzulässig.

Diese dürfen daher nicht in Tarifkommissionen entsandt werden, den Verband 

im Außenverhältnis nicht tarifpolitisch vertreten und nicht in Aufsichtsorganen 

mitwirken, die Streikfonds verwalten. Zudem sind sie von Abstimmungen 

auszuschließen, in denen die tarifpolitischen Ziele festgelegt oder Ergebnisse 

von Tarifverhandlungen angenommen werden. OT-Mitgliedern stehen aller­

dings die allgemeinen Mitwirkungsrechte eines „gewöhnlichen“ Vereinsmitglieds 

zu, die keinen originären Bezug zur Tarifpolitik des Verbands haben. Die Betei­

ligung an der Erörterung tarifpolitischer Fragen mit beratender Stimme ist 

ebenfalls unbedenklich. Dem Verband ist es nicht verwehrt, sich durch Dritte, 

die an die tarifpolitischen Entscheidungen nicht gebunden sind, beraten zu 

lassen (BAG 22. April 2009 - 4 AZR 111/08- Rn. 29, BAGE 130, 264; 4. Juni 

2008 - 4 AZR 419/07 - Rn. 38 f. mwN, BAGE 127, 27).

2. Die Satzung des VDMH entspricht diesen Anforderungen. 18

a) In § 3 Abs. 1 der Satzung wird zwischen der Mitgliedschaft mit und 19

ohne Tarifbindung unterschieden. Nach § 5 Abs. 7 Unterabs. 4 der Satzung ist 

das Recht, in der Mitgliederversammlung Anträge zu stellen und das Stimm­

recht auszuüben, für Mitglieder ohne Tarifbindung ausgeschlossen, soweit es 

im Zusammenhang mit sozialpolitischen Angelegenheiten sowie Tarif- und 

Arbeitskampfangelegenheiten wahrgenommen werden soll. Zudem können 

Mitglieder ohne Tarifbindung keine Funktionen im Verband übernehmen, die im 

Zusammenhang mit Angelegenheiten der Sozialpolitik, Tarifpolitik oder des 

Arbeitskampfes stehen. Nach § 11 Abs. 2 der Satzung steht in der Mitglieder­

versammlung in Tarif- und Arbeitskampfangelegenheiten das Stimmrecht nur 

Mitgliedern mit Tarifbindung zu. Mitglieder ohne Tarifbindung können nur 

beratend mitwirken. Auch sind in der Mitgliederversammlung in Tarif- und 

Arbeitskampfangelegenheiten nur Mitglieder mit Tarifbindung antragsberechtigt.

Die nach §15 Abs. 3 der Satzung vom Gesamtvorstand zu benennenden 

Delegierten des Verbandes im Hauptvorstand des Bundesverbandes Druck und

- 1 2 -
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-  12 - 1 AZR 775/10

Medien e.V. müssen Mitglieder mit Tarifbindung sein. Gern. §16 Abs. 2 der 

Satzung müssen mindestens die Hälfte der drei stimmberechtigten Mitglieder 

des Geschäftsführenden Vorstands, darunter der Vorsitzende, einem Unter­

nehmen angehören, das tarifgebundenes Mitglied ist. Wird in dem Verband ein 

Ausschuss für Angelegenheiten der Tarifpolitik und des Arbeitskampfes gebil­

det, können diesem gern. § 20 Abs. 1 der Satzung als Mitglieder nur Personen 

aus Unternehmen mit Tarifbindung angehören.

b) Durch diese Regelungen ist ausreichend sichergestellt, dass lediglich 20 

die tarifgebundenen Mitglieder des Verbands Einfluss auf die Tarifpolitik neh­

men können. Dem steht nicht entgegen, dass die Satzung des VDMH nicht 

ausdrücklich für den Fall des Wechsels von einer Mitgliedschaft mit Tarifbin-

dung in eine OT-Mitgliedschaft den Verlust von Funktionen vorsieht, die im 

Zusammenhang mit Angelegenheiten der Sozialpolitik, Tarifpolitik oder des 

Arbeitskampfes stehen. Darauf kommt es nicht an, weil die Satzung in diesem 

Sinne auszulegen ist. Den aufgeführten Regelungen ist zu entnehmen, dass die 

tarifpolitische Willensbildung nur den Mitgliedern mit Tarifbindung Vorbehalten 

ist. Das hat zur Folge, dass mit dem Wechsel in die OT-Mitgliedschaft auch der 

automatische Verlust eines vorher wahrgenommenen Amts verbunden ist, in 

dem Angelegenheiten der Tarif- oder Arbeitskampfpolitik wahrgenommen 

worden sind (so auch für die vergleichbare Satzung des VDMB BAG 4. Juni 

2008 - 4 AZR 419/07 - Rn. 43 mwN, SAGE 127, 27).

c) Soweit nach § 2 Abs. 1 Satz 4 der Satzung zum Ausgleich wirtschaftli- 21

eher Schäden bei Arbeitskämpfen nach Maßgabe von Richtlinien, die von der 

Mitgliederversammlung beschlossen werden, eine Gefahrengemeinschaft der 

Mitglieder gebildet wird, steht dies der Annahme einer wirksamen OT- 

Mitgliedschaft nicht entgegen.

aa) Allerdings muss eine Verbandssatzung, die eine OT-Mitgliedschaft 22

vorsieht, ausschließen, dass Mitglieder ohne Tarifbindung in Aufsichtsorganen 

mitwirken, die einen Streikfonds verwalten und damit über Geldmittel verfügen, 

die im Arbeitskampf um einen Tarifvertrag eingesetzt werden können und 

sollen. Davon zu unterscheiden ist jedoch die Unterstützung des Arbeitskamp-
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fes durch Beiträge oder sonstige Mittel, die auch von OT-Mitgliedern aufge­

bracht werden. Das ist tarifrechtlich unbedenklich, soweit die finanzielle Förde­

rung nicht mit einer Entscheidung über die Verwendung dieser Mittel für konkre­

te Arbeitskampfmaßnahmen einhergeht (vgl. BAG 22. April 2009 - 4 AZR 

111/08 - Rn. 38 f. mwN, BAGE 130, 264; die hiergegen eingelegte Verfas­

sungsbeschwerde ist nicht zur Entscheidung angenommen worden, vgl. BVerfG 

1. Dezember 2010 - 1 BvR 2593/09 - AP GG Art. 9 Nr. 146 = EzA GG Art. 9 

Nr. 102).

bb) Nach der Satzung des VDMH haben dessen OT-Mitglieder keinen 23 

Einfluss auf die Verwendung der Mittel der Gefahrengemeinschaft des VDMH.

Hierfür sind nach § 2 Abs. 1 Satz 4 der Satzung von der Mitgliederversammlung 

Richtlinien zu beschließen. Da ein solcher Beschluss eine Tarif- und Arbeits­

kampfangelegenheit betrifft, steht nach § 11 Abs. 2 Satz 2 der Satzung hierbei 

das Stimmrecht nur Mitgliedern mit Tarifbindung zu. Eine rechtliche Einfluss­

nahme ist damit ausgeschlossen. Dass die tarifgebundenen Mitglieder durch 

die Beiträge der OT-Mitglieder mittelbar im Arbeitskampf unterstützt werden 

können, ist unerheblich (BAG 4. Juni 2008 - 4 AZR 419/07 - Rn. 35, BAGE 127,

27).

cc) Die von der Beklagten in der mündlichen Verhandlung vor dem Senat 24

erhobene Rüge, das Landesarbeitsgericht habe den Inhalt der von der Mitglie­

derversammlung beschlossenen Arbeitskampfrichtlinien nicht aufgeklärt, so 

dass unklar sei, ob diese zwischen Mitgliedern mit Tarifbindung und OT- 

Mitgliedern trennen, ist schon unzulässig.

(1) Zwar konnte die Beklagte als Revisionsbeklagte bis zum Schluss der 25

mündlichen Verhandlung vor dem Senat Verfahrensrügen („Gegenrügen“) 

erheben. Diese dienen dazu, ungünstige Feststellungen des Landesarbeitsge­

richts, die nach dessen Rechtsauffassung für den Revisionsbeklagten keine 

Bedeutung hatten, ihm aber unter Zugrundelegung der Rechtsauffassung des 

Revisionsgerichts zum Nachteil gereichen können, zu beseitigen (vgl. BAG 

28. September 2005 - 10 AZR 587/04 - zu III 3 a der Gründe, AP TVG § 1 

Tarifverträge: Bau Nr. 278 = EzA § 4 TVG Bauindustrie Nr. 123). Wird eine
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Verletzung der dem Landesarbeitsgericht obliegenden Aufklärungspflicht (§ 139 

ZPO) gerügt, reicht es allerdings nicht aus, pauschal auf die Verletzung der 

Aufklärungspflicht hinzuweisen. Es muss vielmehr im Einzelnen vorgetragen 

werden, welchen konkreten Hinweis das Landesarbeitsgericht aufgrund welcher 

Tatsachen hätte erteilen müssen, und welche weiteren erheblichen Tatsachen 

die rügeführende Partei dann in der Berufungsinstanz vorgebracht hätte. Nur so 

kann das Revisionsgericht feststellen, ob die gerügte Verletzung möglicherwei­

se für das Urteil kausal war (BAG 15. Dezember 2011 -8  AZR 692/10 - Rn. 55,

DB 2012, 1690; 6. Januar 2004 - 9 AZR 680/02- zu II 3 e aa der Gründe,

SAGE 109, 145).

(2) Diesen Anforderungen wird die Gegenrüge der Beklagten nicht gerecht. 26

Sie hat schon die mögliche Entscheidungserheblichkeit der bei dem VDMH 

bestehenden Arbeitskampfrichtlinien nicht dargetan. Dazu hätte die Beklagte 

zumindest Anhaltspunkte dafür benennen müssen, dass sich aus diesem 

Regelwerk eine unzulässige Einflussnahme der OT-Mitglieder auf die Arbeits­

kampfmaßnahmen des Verbands ergibt.

3. Der Wechsel der Klägerin in eine OT-Mitgliedschaft ist fristgerecht 27

erfolgt. Aufgrund ihrer Satzungsautonomie steht den Verbänden das Recht zu,

die Fristen für den Wechsel von einer Mitgliedschaft mit Tarifbindung in eine 

ohne Tarifbindung frei zu bestimmen. Dazu gehört auch die Freiheit, die Fristen 

für einen Austritt aus dem Verband und die für einen Statuswechsel innerhalb 

des Verbands unterschiedlich zu bemessen (BAG 4. Juni 2008 - 4 AZR 

419/07 - Rn. 46, BAGE 127, 27). Nach § 3 Abs. 3 der Satzung ist der Wechsel 

in eine Mitgliedschaft ohne Tarif bindung jederzeit mit sofortiger Wirkung mög­

lich. Demzufolge ist der zum 30. März 2009 vollzogene Statuswechsel in eine 

OT-Mitgliedschaft termingerecht vollzogen worden.

4. Über den Statuswechsel innerhalb des VDMH hat das zuständige 28

Organ entschieden. Die Entscheidung hierüber hatte nach § 3 Abs. 3 der

Satzung der Geschäftsführende Vorstand zu treffen. Dieser ist nach § 17 Abs. 2

Satz 1 der Satzung Vorstand iSd. § 26 BGB. Nach § 28 iVm. § 32 Abs. 2 BGB 

kann der Vorstand ohne Versammlung der Mitglieder wirksam Beschlüsse mit
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schriftlicher Zustimmung aller Mitglieder fassen (Schöpflin in Bamberger/Roth 

BGB 3. Auf!. § 28 Rn. 5; MüKoBGB/Reuter 6. Aufl. § 28 Rn. 3). Gegen die im 

Umlaufverfahren beschlossene Statusänderung bestehen deshalb keine sat­

zungsrechtlichen Bedenken. Die Beklagte hat dies auch nicht gerügt oder 

geltend gemacht, der Beschluss des Geschäftsführenden Vorstands sei nicht 

einstimmig erfolgt.

5. Ihren Wechsel in eine OT-Mitgliedschaft innerhalb des VDMH hat die 29

Klägerin vor dem Kampfaufruf der Beklagten hinreichend offengelegt.

a) Ein kurzzeitiger Statuswechsel innerhalb eines Arbeitgeberverbands 30

von einer Mitgliedschaft mit Tarifbindung in eine OT-Mitgliedschaft während 

laufender Tarifverhandlungen beeinträchtigt ungeachtet der vereinsrechtlichen 

Zulässigkeit die durch Art. 9 Abs. 3 GG geschützte Tarifautonomie. So kann 

eine Gewerkschaft bei Aufnahme der Tarifverhandlungen darauf vertrauen, 

dass diejenigen Arbeitgeber, die bei Verhandlungsbeginn Mitglied des an den 

Tarifverhandlungen beteiligten Arbeitgeberverbands sind, an den auszuhan­

delnden Tarifvertrag gebunden sein werden (BAG 4. Juni 2008 - 4 AZR 

419/07- Rn. 65, BAGE 127, 27). Hieran orientieren sich ua. gewerkschaftliche 

Tarifforderungen und etwaige Arbeitskampfvorbereitungen. Der Gewerkschaft 

muss deshalb bei einem Wechsel von einer Mitgliedschaft mit Tarif bindung in 

eine solche ohne Tarif bindung innerhalb eines Arbeitgeberverbands während 

laufender Tarifverhandlungen die Möglichkeit eröffnet werden, zu überprüfen, 

ob sich hierdurch die Verhandlungssituation und die Rahmenbedingungen für 

den geplanten Tarifabschluss wesentlich geändert haben. Andernfalls ist der 

erfolgte Statuswechsel tarifrechtlich wegen Verstoßes gegen Art. 9 Abs. 3 

Satz 2 GG iVm. § 134 BGB unwirksam (BAG 26. August 2009 - 4 AZR 285/08 - 

Rn. 26 f. mwN, BAGE 132, 10). Zur Vermeidung dieser Rechtsfolge hat der 

Arbeitgeberverband oder der Arbeitgeber selbst die Gewerkschaft rechtzeitig 

über die erfolgte Beendigung der Mitgliedschaft mit Tarifbindung in Kenntnis zu 

setzen (BAG 26. August 2009 - 4 AZR 285/08 - Rn. 29 - 31, aaO; 4. Juni 2008 

- 4 AZR 419/07 - Rn. 64 ff., aaO). Zwar mag eine Gewerkschaft - insbesondere 

wenn es während laufender Tarifverhandlungen zu einer Häufung von sog.
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Blitzwechseln kommt - gezwungen sein, ihre Kampftaktik zu ändern. Entgegen 

der Auffassung der Beklagten wird sie hierdurch jedoch nicht dauerhaft kampf­

unfähig, sondern kann von den wechselnden Arbeitgebern den Abschluss von 

Firmentarifverträgen verlangen. Soweit sie hieran gehindert ist, weil der Arbeit­

geber nicht nur in eine OT-Mitgliedschaft in seinem bisherigen Verband ge­

wechselt ist, sondern zusätzlich einem anderen tarifzuständigen Verband 

beigetreten ist, mit dem die kampfführende Gewerkschaft durch Tarifverträge 

verbunden ist, ist diese Beschränkung Folge der aus diesem Tarifvertragsab­

schluss resultierenden Friedenspflicht, die mit dem Statuswechsel innerhalb 

eines anderen Verbands in keinem Zusammenhang steht.

b) Nach diesen Grundsätzen ist die Beklagte durch den Wechsel der 31

Klägerin von einer Mitgliedschaft mit Tarifbindung in eine OT-Mitgliedschaft 

innerhalb des VDMH nicht in ihrer Tarifautonomie beeinträchtigt worden.

aa) Hierbei kann offenbleiben, ob der Wechsel in die OT-Mitgliedschaft 32

- wie die Klägerin meint - bereits vor Aufnahme oder erst während laufender 

Tarifverhandlungen erfolgt ist. Zwar ist die Klägerin seit dem 30. März 2009 

Mitglied ohne Tarifbindung im VDMH und die ersten gemeinsamen Tarifver­

handlungen haben nach den Feststellungen des Landesarbeitsgerichts erst 

danach, nämlich am 2. April 2009 begonnen. Ob sich der Beginn von Tarifver­

handlungen nach der Aufnahme gemeinsamer Gespräche oder eher funktional 

bereits nach dem Zeitpunkt der erstmaligen Übermittlung von Tarifforderungen 

bestimmt, bedarf keiner Entscheidung. Die Beklagte war durch das Schreiben 

des VPU - einem anderen Tarifpartner der Beklagten - vom 19. Mai 2009 und 

durch die Klägerin selbst in dem am 22. Mai 2009 stattgefundenen Gespräch 

zwischen ihrem Geschäftsführer und dem Geschäftsführer des VPU einerseits 

und dem Landesfachbereichsleiter Medien, Kunst, Industrie und dem Bezirks­

sekretär der Beklagten andererseits über den erfolgten Statuswechsel zu einem 

Zeitpunkt informiert worden, in dem die Tarifvertragsverhandlungen noch 

andauerten.
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bb) Diese Unterrichtung war vor dem Kampfaufruf am 29. Mai 2009 erfolgt. 33

Sie war entgegen der Auffassung der Beklagten ausreichend und hinreichend 

konkret.

(1) Deren Einwand aus der Revisionsbeantwortung, es sei offengeblieben, 34

wer die Beklagte auf den Statuswechsel hingewiesen habe, ist unzutreffend.

Die Klägerin hat im zweiten Rechtszug von der Beklagten nicht bestritten und 

damit mit der Rechtsfolge des § 138 Abs. 3 ZPO dargelegt, dass die Unterrich­

tung durch den Geschäftsführer der Klägerin erfolgt sei. Die Information ist 

keineswegs „vage“ gehalten, wie die Beklagte meint, sondern hinreichend klar 

durch das vertretungsberechtigte Organ der Klägerin erfolgt.

(2) Entgegen der Auffassung des Arbeitsgerichts und der Beklagten war 35

die Klägerin nicht verpflichtet, einen schriftlichen Nachweis über den Status­

wechsel durch VDMH zu führen. Ein solcher Beleg gehört nach der Rechtspre­

chung des Vierten Senats des Bundesarbeitsgerichts zum sog. Blitzwechsel in

eine OT-Mitgliedschaft nicht zu dessen Wirksamkeitsvoraussetzungen und ist 

auch nicht aus arbeitskampfrechtlichen Gründen geboten. Die Unterrichtung 

über den Statuswechsel unterliegt keinen besonderen formalen Anforderungen. 

Entscheidend ist, dass der maßgebliche Sachverhalt der Gewerkschaft hinrei­

chend klar mitgeteilt wird. Dem Transparenzerfordernis ist jedenfalls genügt, 

wenn der Arbeitgeber selbst die Gewerkschaft über den Wechsel in eine OT- 

Mitgliedschaft mündlich unterrichtet und begründete Zweifel an der Richtigkeit 

der Information nicht bestehen. Solche hat die Beklagte nicht geltend gemacht.

II. Aufgrund des wirksamen Wechsels von einer Mitgliedschaft mit Tarif- 36

bindung in eine OT-Mitgliedschaft innerhalb des VDMH vor dem Warnstreik 

vom 29. Mai 2009 war dieser rechtswidrig.

1. Wechselt ein Unternehmen innerhalb eines Arbeitgeberverbands 37

während laufender Tarifverhandlungen von einer Mitgliedschaft mit Tarif bindung 

in eine OT-Mitgliedschaft, kann die Gewerkschaft nach einem ihr rechtzeitig 

mitgeteilten Statuswechsel grundsätzlich nicht mehr zur Durchsetzung ihrer 

verbandsbezogenen Tarifforderungen zu einem Warnstreik in diesem Unter-
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nehmen aufrufen. Da dieses nicht an den angestrebten Tarifabschluss gebun­

den ist, ist ein solcher Streik rechtswidrig. Etwas anderes gilt nur dann, wenn 

der Gewerkschaft der Statuswechsel des Verbandsmitglieds nicht bekannt war.

In diesem Fall ist der satzungsrechtlich zwar zulässige Wechsel wegen Versto­

ßes gegen Art. 9 Abs. 3 Satz 2 GG iVm. § 134 BGB tarifrechtlich unwirksam 

und arbeitskampfrechtlich unbeachtlich (BAG 26. August 2009 - 4 AZR 285/08 - 

Rn. 26 f. mwN, BAGE 132, 10). Wegen der fortbestehenden Tarifbindung kann 

die Gewerkschaft im Zusammenhang mit den laufenden Tarifverhandlungen 

gegen dieses Mitglied zur Durchsetzung verbandsbezogener Tarifforderungen 

rechtmäßig Arbeitskampfmaßnahmen ergreifen.

2. Die Beklagte hat am 29. Mai 2009 bei der Klägerin zu einem Warnstreik 38

zur Durchsetzung einer Lohn- und Gehaltserhöhung von fünf Prozent für die 

Beschäftigten der Druckindustrie aufgerufen. Damit hat sie hinreichend deutlich 

gemacht, dass sie die Arbeitskampfmaßnahme gegen die Klägerin als Mitglied 

des VDMH gerichtet hat, um der geforderten Tariferhöhung auf Verbandsebene 

Nachdruck zu verleihen.

a) Nach der Senatsrechtsprechung haben die Arbeitskampfparteien vor 39

Beginn einer Arbeitskampfmaßnahme dem jeweiligen Gegner den Kampfbe­

schluss bekanntzugeben (BAG 31. Oktober 1995 - 1 AZR 217/95 - BAGE 81,

213; 23. Oktober 1996 - 1 AZR 269/96 - AP GG Art. 9 Arbeitskampf Nr. 146 =

EzA GG Art. 9 Arbeitskampf Nr. 126). Die von einer Arbeitskampfmaßnahme 

des Gegenspielers betroffene Seite muss wissen, woran sie ist (Däubler/Wolter 

Arbeitskampfrecht 3. Auf!. § 16 Rn. 9) und was von ihr verlangt wird, damit sie 

ihr eigenes Verhalten darauf einrichten und von ihren arbeitskampfrechtlichen 

Reaktionsmöglichkeiten Gebrauch machen kann (BAG 23. Oktober 1996 

-1 AZR 269/96 - zu I11 der Gründe, aaO). An Form und Inhalt der Unterrich­

tung sind dabei keine hohen Anforderungen zu stellen (ErfK/Dieterich 12. Aufl.

Art. 9 GG Rn. 139). Für einen wirksamen Streikaufruf, dem ein entsprechender 

Streikbeschluss der zuständigen Gewerkschaft zugrunde liegt, genügt deshalb 

ein von der Gewerkschaft im zu bestreikenden Betrieb verteiltes Flugblatt, aus
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dem sich die Arbeitskampfmaßnahme und der Zeitraum des Streiks ergeben 

(BAG 31. Oktober 1995 - 1 AZR 217/95 - zu 12 c der Gründe, aaO).

b) Hiernach hat die Beklagte die Beschäftigten der Klägerin für den 40 

29. Mai 2009 zu einem verbandsbezogenen Warnstreik aufgerufen. Sie hat in 

diesem Aufruf durch ihren Bundesvorstand die Kampfmaßnahme gegenständ­

lich (Warnstreik zur Durchsetzung einer Lohn- und Gehaltserhöhung in der 

Druckindustrie) und zeitlich (29. Mai 2009 von 6:00 Uhr bis 22:00 Uhr) bestimmt

und die Klägerin als Gegnerin dieses Warnstreiks bezeichnet. Dem Streikaufruf 

ist damit hinreichend deutlich zu entnehmen, dass der Warnstreik im Rahmen 

der Auseinandersetzung um einen Verbandstarifvertrag erfolgt und sich gegen 

die Klägerin als Mitglied des VDMH richtet. Ein anderes Kampfziel und Kampf­

mittel kann dem Aufruf nicht entnommen werden. Hierfür fehlt es an Anhalts­

punkten.

c) Dieses Verständnis des Streikaufrufs entsprach auch dem der Beklag- 41 

ten. Dies machen ihre außerprozessualen und schriftsätzlichen Äußerungen im 

vorliegenden Verfahren deutlich. Die Beklagte hat vor dem Streikaufruf in einem

an die Klägerin gerichteten Schreiben vom 27. Mai 2009 erklärt, dass ihrer 

Auffassung nach die Klägerin auch nach dem Statuswechsel an das Tarif­

ergebnis der Druckindustrie gebunden sei. Des Weiteren hat sie noch in der 

Klageerwiderung ausgeführt, auch nach dem vorgenommenen Statuswechsel 

habe für die Klägerin noch Tarifbindung an die Tarifverträge der Druckindustrie 

mit der Folge bestanden, dass auch noch rechtmäßig zu Streiks habe aufgeru­

fen werden können. In der Berufungsbeantwortung hat die Beklagte dies be­

kräftigt und dargelegt, das Arbeitsgericht habe zutreffend darauf hingewiesen, 

dass der Streikaufruf der Beklagten der Durchsetzung des Verbandstarifver­

trags für die Druckindustrie gegolten habe. Sie habe zu diesem Zeitpunkt 

mangels ausreichender Transparenz des erfolgten Wechsels weiterhin von 

einer „Tarifmitgliedschaft“ der Klägerin im Arbeitgeberverband Druckindustrie 

ausgehen können.

-20-JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2 0 - 1 AZR 775/10

3. Entgegen der Annahme der Beklagten war der Warnstreik auch kein 42

rechtmäßiger Partizipationsstreik.

a) Der Partizipationsstreik richtet sich gegen einen Außenseiter- 43

Arbeitgeber, der zwar keinem Arbeitgeberverband angehört, gleichwohl aber

kein an der Verbandsauseinandersetzung unbeteiligter Dritter ist. Merkmal und 

Wirksamkeitsvoraussetzung eines Partizipationsstreiks ist, dass der Außensei­

ter nicht lediglich faktisch am Ergebnis eines Verbandsarbeitskampfes mehr 

oder weniger wahrscheinlich teilhat, sondern die Übernahme des umkämpften 

Verbandstarifvertrags rechtlich gesichert ist. Diese Anforderung ist erfüllt, wenn 

ein mit dem Außenseiter vereinbarter Firmentarifvertrag auf näher bezeichnete 

Verbandstarifverträge dynamisch verweist. Entscheidend für die Einbeziehung 

des Außenseiters in den Verbandsarbeitskampf ist, dass ein solcher Arbeitge­

ber durch die Vereinbarung der dynamischen Übernahme des Verbandstarifver­

trags auf ein eigenständiges Aushandeln der Arbeitsbedingungen verzichtet hat 

und stattdessen an der Tarifgestaltung durch den Arbeitgeberverband partizi­

pieren will. Seine Einbeziehung in einen Verbandsarbeitskampf geht schon 

deswegen nicht mit einer Beeinträchtigung seiner negativen wie positiven 

Koalitionsfreiheit einher, da dem Außenseiter die Möglichkeit verbleibt, sich 

durch Kündigung des Firmentarifvertrags und Aushandeln eigenständiger 

Arbeitsbedingungen mit der Gewerkschaft aus der Bindung an das verbandsta­

rifliche Geschehen zu lösen (BVerfG 10. September 2004 - 1 BvR 1191/03 - zu 

B II 2 a der Gründe, AP GG Art. 9 Arbeitskampf Nr. 167 = EzA GG Art. 9 

Arbeitskampf Nr. 136).

b) Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts können 44 

Außenseiter und Verband auch dann ein Kampfbündnis bilden, wenn der 

Außenseiter die Geltung der Verbandstarifverträge generell in den Arbeitsver­

trägen vereinbart hat (BVerfG 26. Juni 1991 - 1 BvR 779/85 - zu C I 1 b der 

Gründe, BVerfGE 84, 212) oder die Übernahme der Verhandlungsergebnisse

des Verbands einer Tarifpraxis des Außenseiters entspricht (BVerfG 

10. September 2004 - 1 BvR 1191/03 - zu B II 2 b der Gründe, AP GG Art. 9 

Arbeitskampf Nr. 167 = EzA GG Art. 9 Arbeitskampf Nr. 136). Auch in diesen
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Fällen ist der Außenseiter nicht unbeteiligter Dritter eines Verbandsarbeits- 

kampfes, sondern partizipiert - wie bei einer dynamischen Bezugnahme in 

einem Firmentarifvertrag - am Ergebnis der Tarifverhandlungen umfassend und 

unmittelbar. Daher kann eine Gewerkschaft davon ausgehen, dass die Einbe­

ziehung des Außenseiters nicht von vornherein ungeeignet ist, Druck auf die 

Arbeitgeberseite zur Durchsetzung des Verbandstarifvertrags zu erzeugen 

(BVerfG 10. September 2004 - 1 BvR 1191/03 - aaO).

c) Anders als in dem vom Senat am 18. Februar 2003 (- 1 AZR 142/02 - 45

BAGE 105, 5) entschiedenen Fall war vorliegend die generelle Übernahme des 

umkämpften Entgelttarifvertrags der Druckindustrie durch die Klägerin nicht 

gesichert. Dieser Tarifvertrag galt bei der Klägerin bis Ende März 2009 kraft 

tarifgebundener Mitgliedschaft in VDMH und nicht aufgrund eines Firmentarif­

vertrags mit dynamischer Bezugnahme auf die Verbandstarifverträge der 

Druckindustrie. Nach ihrem Wechsel in eine OT-Mitgliedschaft und der Begrün­

dung einer Mitgliedschaft mit Tarifbindung im VPU gab es keine objektiven 

Anhaltspunkte mehr für eine rechtlich gesicherte Übernahme der Entgelttarifver­

träge der Druckindustrie durch die Klägerin. Die Beklagte musste vielmehr 

davon ausgehen, dass nunmehr bei dieser die mit dem VPU abgeschlossenen 

Tarifverträge maßgeblich sein würden.

d) Nichts anderes folgt aus der vertraglichen Bezugnahme auf die Tarif- 46

Verträge der Druckindustrie bei nur einem Teil der Arbeitnehmer. Nach dem 

unstreitigen Vorbringen der Klägerin enthalten die Arbeitsverträge von nur 48

ihrer insgesamt 160 (gewerblich) Beschäftigen eine dynamische Bezugnahme 

auf die Tarifverträge der Druckindustrie. Unabhängig davon, ob der Beklagten 

dieser Umstand im Zeitpunkt des Streikaufrufs überhaupt bekannt war, folgt 

hieraus keine generelle Geltung des umkämpften Tarifvertrags im Unternehmen 

der Klägerin, zumal jene seit Oktober 2008 ohnehin anderslautende Bezug­

nahmeklauseln vereinbart hat.

4. Der Streikaufruf der Beklagten kann auch nicht als Aufruf zum Ab- 47

Schluss eines Firmentarifvertrags behandelt werden. Dem steht bereits ent­

gegen, dass dies nach dem eindeutigen Streikaufruf nicht das Ziel des Warn-

- 2 2 -
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-22  - 1 AZR 775/10

Streiks war. Dieser diente vielmehr der Durchsetzung verbandsbezogener 

Tarifforderungen der Beklagten. Zudem ist zu berücksichtigen, dass die Kläge­

rin die Beklagte vor dem Warnstreik über den erfolgten Statuswechsel beim 

VDMH und die neu begründete Mitgliedschaft mit Tarifbindung im VPU unter­

richtet hatte und in Bezug auf den dort geltenden und mit der Beklagten verein­

barten Entgelttarifvertrag eine relative Friedenspflicht galt. Ein auf den Ab­

schluss eines neuen Entgeltfirmentarifvertrags gerichteter Streik hätte hierge­

gen verstoßen und wäre deshalb rechtswidrig gewesen (dazu BAG 

10. Dezember 2002 - 1 AZR 96/02 - zu B 12 a und 4 der Gründe, BAGE 104,

155).

5. Zu Unrecht hat das Landesarbeitsgericht den Warnstreik vom 29. Mai 48 

2009 als Unterstützungsstreik angesehen und einer rechtlichen Beurteilung 

unterzogen. Diese Annahme wird schon durch den Streikaufruf nicht gedeckt.

Der Warnstreik sollte ersichtlich nicht zur Unterstützung des Hauptstreiks in der 

Druckindustrie geführt werden, sondern war nach dem Streikaufruf ein Teil 

dessen.

III. Die Beklagte hat durch den rechtswidrigen Streik bei der Klägerin eine 49

zum Schadensersatz verpflichtende unerlaubte Handlung iSd. § 823 Abs. 1 

BGB begangen.

1. Der Warnstreik vom 29. Mai 2009 stellt einen rechtswidrigen Eingriff in 50

das Recht am eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb der Klägerin iSd.

§ 823 Abs. 1 BGB dar (vgl. BAG 10. Dezember 2002 - 1 AZR 96/02 - zu B der 

Gründe, BAGE 104, 155). Den darauf gerichteten Streikaufruf hat der Bundes­

vorstand der Beklagten verantwortet. Dessen Handeln ist ihr nach § 31 BGB 

zuzurechnen.

2. Die Beklagte hat den bei der Klägerin eingetretenen Schaden schuld- 51

haft herbeigeführt.

a) Verschulden iSv. § 823 Abs. 1 BGB setzt grundsätzlich ein vorsätzli- 52

ches oder fahrlässiges Verhalten voraus. Nicht jedes rechtswidrige Verhalten
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einer Koalition bei der Wahrung und Förderung von Arbeitsbedingungen im 

Rahmen des Art. 9 Abs. 3 GG ist zugleich als schuldhaft zu bewerten, weil 

hierdurch unzumutbare Haftungsrisiken entstünden. Vor einem Streik mit 

seinen vielfältigen Auswirkungen hat die Gewerkschaft ihre Streikziele sorgfältig 

zu prüfen. Bei Zweifeln über deren Rechtmäßigkeit darf sie von ihrem Streik­

recht nur in maßvollem Rahmen und vor allem auch nur dann Gebrauch ma­

chen, wenn für die Zulässigkeit des Streiks sehr beachtliche Gründe sprechen 

und des Weiteren eine endgültige Klärung der Rechtslage nicht anders zu 

erreichen ist (vgl. BAG 10. Dezember 2002 - 1 AZR 96/02 - zu B II 1 der Grün­

de, BAGE 104, 155).

b) In Anwendung dieser Rechtsgrundsätze ist jedenfalls von einem fahr- 53 

lässigen Verhalten der Beklagten auszugehen. Zum Zeitpunkt des Streikaufrufs 

war der Beklagten die Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts zur OT- 

Mitgliedschaft bekannt. Der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts hat insbe­

sondere im Urteil vom 4. Juni 2008 (-4 AZR 419/07 - BAGE 127, 27) ausge­

führt, dass dem Transparenzerfordernis bei einem Statuswechsel während 

laufender Tarifverhandlungen genügt ist, wenn der Arbeitgeber oder der Arbeit­

geberverband die Gewerkschaft hierüber unterrichtet. Es bestand damit zum 

Zeitpunkt des Streikaufrufs eine hinreichend gesicherte Rechtslage zu den 

Wirksamkeitsvoraussetzungen des Blitzwechsels in eine OT-Mitgliedschaft 

während laufender Tarifverhandlungen. Die Beklagte konnte auch erkennen, 

dass die Erfüllung des darauf bezogenen Transparenzgebots keinen besonde­

ren Formvorschriften unterliegt. Ihr Verhalten erklärt sich vielmehr aus einer 

grundsätzlichen Ablehnung der Zulässigkeit eines solchen Statuswechsels.

Diese Rechtsposition konnte sie nach den gegenteiligen Grundsatzurteilen des 

Bundesarbeitsgerichts nicht mehr ernsthaft vertreten. Die Beklagte hat auch 

nicht behauptet, dass es ihr nach der Information über den Wechsel der Kläge­

rin in eine OT-Mitgliedschaft aus Zeitgründen unmöglich war, von der Durchfüh­

rung der beabsichtigen Kampfmaßnahme abzusehen. Es fehlt daher an tragfä­

higen Gründen, die es ihr erlaubt hätten, die Arbeitnehmer der Klägerin zum 

Warnstreik aufzurufen.
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3. Die Sache ist allerdings nicht zur Entscheidung reif. Die Beklagte hat 

die von der Klägerin geltend gemachten Schadenspositionen in der Klageerwi­

derung im Einzelnen bestritten. Das Landesarbeitsgericht hat hierzu keine 

Feststellungen getroffen. Die Sache ist deshalb insoweit zur weiteren Sachver­

haltsaufklärung an das Landesarbeitsgericht zurückzuverweisen.

Schmidt Koch Linck

Hayen Benrath
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